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(Nr. 13242.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Gewährung von Beihilfen und Darlehen 
für Meliorationen und zur Ausführung ſtaatseigener Waſſerbauten. Vom 24. Mai 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 
(1) Es dürfen: 
a) zur Gewährung beſonderer Beihilfen zur Durchführung von 


Melioratien enn REN En 10 365 970 Reichsmark, 
b) zur Gewährung von Darlehen zu dem gleichen Zwecke. ..... 19 200 000 » 
, ........0 nee: 1100000 „ 


zuſammen .. . . 30 665 970 Reichsmark 
verwendet werden. 

(2) Die Rückeinnahmen aus Darlehen und die aufkommenden Zinſen fließen dem Fonds wieder 
zu. Nach Ablauf von 15 Jahren find die Rückeinnahmen und Sinfen bei den allgemeinen Staats⸗ 
einnahmen zu vereinnahmen. Gleiches gilt für die aus dem Fonds Kapitel 18 Titel 10 des Haus⸗ 
halts für 1925 und für die aus Erwerbsloſenfürſorgefonds zu dem gleichen Zwecke hergegebenen 
Darlehen. Die vorgeſehene Friſt kann durch Beſchluß des Staatsminiſteriums verlängert werden. 


98 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Weiſe zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzusetzen. 


d § 3. 
Die Ausführung des Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 24. Mai 1927. 


GSiegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. Juni 1927.) 
Geſezſammlung 1927. (Nr. 1324213243.) : 24 
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Nr. 13243.) Geſetz über die Vereinigung des Fleckens Oſterholz und der Landgemeinden Ahrensfelde, 
Bargten und Sandbeckerbruch mit dem Flecken Scharmbeck. Vom 24. Mai 1927. a 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1. 

(1) Mit der Fleckensgemeinde Scharmbeck werden die Fleckensgemeinde Oſterholz und die Land- 
gemeinden Ahrensfelde, Bargten und Sandbeckerbruch nach Maßgabe der in der Anlage enthaltenen, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stade zu veröffentlichenden Bedingungen vereinigt. 

(2) Die vergrößerte Fleckensgemeinde führt den Namen Oſterholz⸗Scharmbeck. 

98 2. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 24. Mai 1927. 

Das Preußiſche Staatsminiſtexium. 

(Siegel.) Braun. Grzeſinfki. 


Anlage. 


Bedingungen der Vereinigung, 
die als Teil des Geſetzes Zu veröffentlichen ſind. 


81. 

In den Gemeinden, die durch dieſes Geſetz mit Scharmbeck vereinigt werden, tritt mit der Vereinigung 
das geſamte Ortsrecht des Fleckens Scharmbeck, insbeſondere das Verfaſſungsſtatut vom 28. November 
1919/9. Februar 1920, in Kraft. Die Ausdehnung etwaiger lediglich im Flecken Scharmbeck geltenden 
Polizeiverordnungen auf das Eingemeindungsgebiet hat unter Beobachtung der für den Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen allgemein vorgeſchriebenen Form zu erfolgen. 


Die Bürgervorſteherverſammlung der Fleckensgemeinde Oſterholz⸗Scharmbeck iſt ſpäteſtens binn 


3 Monaten nach Inkrafttreten des Geſetzes nach näherer Anweiſung des Regierungspräſidenten in Stade neu 
zu wählen. Sodann wird der Magiſtrat von der Bürgervorſteherverſammlung ebenfalls neu gewählt. 


83 
32. 
Die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Fleckensgemeinde Oſterholz und der Landgemeinden Ahrensfelde, 
Bargten und Sandbeckerbruch treten in den Dienſt der Fleckensgemeinde Oſterholz⸗Scharmbeck über. 


Vekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 5. Januar 1927 
über die Genehmigung zur Verlegung des Geſchäftsjahrs der Eiſenbahn-Geſellſchaft 
Stralſund-Tribſees 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stralſund Nr. 19 S. 55, ausgegeben am 7. Mai 1927; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Januar 1927 
über die Genehmigung zur Verlegung des Geſchäftsjahrs der Eiſenbahn-Geſellſchaft 
Greifswald-Grimmen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stralſund Nr. 18 S. 53, ausgegeben am 30. April 19277 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. März 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Köln für die Erweiterung 
des Friedhofs in der Gemarkung Köln⸗Worringen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 15 S. 55, ausgegeben am 9. April 1927; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. April 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Rees für die Herſtellung 
und den Betrieb einer Privatanſchlußbahn von Station 259 +61 der Kleinbahn Wefel- 
Rees-Emmerich nach der Rheinwerft in Rees 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 16 S. 97, ausgegeben am 23. April 1927. 
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